
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Graf-Litscher, Edith (sp/ps, TG) NR/CN
Prozesstypen Parlamentarische Initiative
Datum 01.01.1998 - 01.01.2018

01.01.98 - 01.01.18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Gerber, Marlène
Hirter, Hans

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Gerber, Marlène; Hirter, Hans 2024. Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik: Parlamentarische Initiative, 2009 - 2017. Bern: Année Politique
Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss,
abgerufen am 23.04.2024.

01.01.98 - 01.01.18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Organisation

1Parlamentsmandat

2Parlamentsorganisation

2Bildung, Kultur und Medien
2Medien

2Radio und Fernsehen

3Neue Medien

01.01.98 - 01.01.18 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
Büro-NR Büro des Nationalrates
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
Bureau-CN Bureau du Conseil national
SSR Société suisse de radiodiffusion

01.01.98 - 01.01.18 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Seit dem 1. Juli 2006 ist das Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip in Kraft. Mit
diesem Prinzip wird Verwaltungstransparenz angestrebt: Alle Verwaltungsdokumente
sollen grundsätzlich allen interessierten Personen offengelegt werden. Das Parlament
hatte allerdings einige Ausnahmeregelungen von diesem Prinzip eingeführt. Eine Folge
davon ist, dass unterschiedliche Verwaltungseinheiten sehr hohe Gebühren für die
Herausgabe von Dokumenten verlangen. Mit einer parlamentarischen Initiative wollte
Edith Graf-Litscher (sp, TG) dem einen Riegel schieben. Sie wies zwar in ihrer
Begründung darauf hin, dass in den allermeisten Fällen keine Gebühren verlangt
würden: 97% der beim EDÖB gemeldeten Gesuche seien gratis erledigt worden.
Allerdings seien die restlichen 3% mit teilweise exorbitant hohen Gebühren versehen
worden. Sie nannte das Beispiel der Akten im Zusammenhang mit der Duro-
Beschaffung, für deren Einsicht vom Bundesamt für Rüstung eine Gebühr von CHF
7'900 erhoben worden sei oder die CHF 16'500, die einer Lärmschutzvereinigung für
die Einsicht in einen 90-seitigen Bericht in Rechnung gestellt worden wären. Dies
erwecke den Anschein, dass einzelne Verwaltungsstellen hohe Hürden aufstellten. Weil
dies dem Öffentlichkeitsprinzip diametral entgegen stehe, sei eine gesetzliche
Grundlage für grundsätzlich vollständige Gebührenfreiheit  zu schaffen. 
Mit 17 zu 4 Stimmen sprach sich die SPK-NR für Folge geben aus. Gleichzeitig müsse
auch das Verfahren präzisiert werden. Die ständerätliche Schwesterkommission stiess
sich ebenfalls an der uneinheitlichen Erhebung von Gebühren, die aufgrund ihrer
abschreckenden Wirkung dem Öffentlichkeitsprinzip zuwiderlaufe, und sprach sich
Anfang 2017 einstimmig für das Anliegen aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2017
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Einen Teilerfolg konnte Nationalrat Freysinger (svp, VS) mit seinem Vorstoss für mehr
Transparenz über die Interessenbindungen der Parlamentarier verbuchen. Seine
parlamentarische Initiative (07.467) verlangte, dass in der bereits vorhandenen
öffentlichen Liste der Interessenbindungen auch die jährlichen Einkünfte deklariert
werden, die sich aus Mandaten wie Vorstands- oder Verwaltungsratsmitgliedschaften
ergeben. Der Nationalrat gab dieser von der SP, der GP und einer Mehrheit der SVP
unterstützten Initiative mit 101 zu 69 Stimmen Folge. Im Ständerat, wo die Linke und die
SVP schwächer vertreten sind, scheiterte sie jedoch mit 21 zu 13 Stimmen. Neu im
Nationalrat eingereicht, aber im Berichtsjahr noch nicht behandelt wurden zwei
Vorstösse von Graf-Litscher (sp, TG) und Reimann (svp, SG) (09.3835) für die Schaffung
eines Registers aller im Bundeshaus aktiven Lobbyisten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2009
HANS HIRTER

Die Regelung des Zugangs von Lobbyisten ins Bundeshaus und dabei insbesondere die
Forderung nach Offenlegung der Interessenbindungen zur Schaffung von Transparenz
beschäftigte die Räte auch in diesem Berichtsjahr. Eine parlamentarische Initiative
Freysinger (svp, VS), die eine Offenlegung der jährlichen Einkünfte verlangte, die mit
Vorstands- und Verwaltungsratsmandaten erzielt werden, war 2009 erst im Ständerat
gescheitert (07.467). Eine weitere parlamentarische Initiative des Walliser SVP-
Politikers forderte eine angemessene Vertretung der Interessengruppen in den
Kommissionen, um die Konzentration spezifischer Interessen in einzelnen
Arbeitsgruppen zu verhindern (09.467). Der Vorstoss war in der vorberatenden
Staatspolitischen Kommission umstritten. Im Nationalrat wurde ihm dann aber mit 99
zu 74 Stimmen keine Folge gegeben. Die parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp,
TG), die den Zugang von Lobbyisten zum Bundeshaus gesetzlich regeln wollte,
scheiterte am Veto der Staatspolitischen Kommission des Ständerates. In der
Schwesterkommission im Nationalrat war sie noch unterstützt worden – allerdings nur
dank des präsidialen Stichentscheids. Damit stand zu diesem Thema im Berichtsjahr
noch die Motion Reimann (svp, SG) aus, die ebenfalls mehr Transparenz verlangt, von
der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates jedoch bereits zur Ablehnung
empfohlen worden war (09.3835). 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2010
MARC BÜHLMANN
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Für mehr Transparenz im Bundeshaus wollte die parlamentarische Initiative Graf-
Litscher (sp, TG) sorgen, die mittels gesetzlicher Bestimmungen den Zugang und die
Akkreditierung von Lobbyisten regeln wollte. Die nationalrätliche Kommission hatte
dem Begehren noch knapp mit 11 zu 11 Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten
Folge leisten wollen. Allerdings hatte die ständerätliche Schwesterkommission
Ablehnung signalisiert. Nachdem die Verwaltungsdelegation angekündigt hatte, dass das
bestehende System transparenter gestaltet werden sollte, zog die Initiantin ihr
Begehren zurück. Jeder Parlamentarier hat zur Zeit das Recht, Zutrittskarten für zwei
Gäste zu vergeben, deren Funktionen neu registriert und öffentlich im Internet
zugänglich gemacht werden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2011
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Die aufgrund einer parlamentarischen Initiative Bernasconi verfasste Reform des Büros
des Nationalrates wurde in der Frühjahrssession 2016 beraten. Die Initiantin war im
Herbst 2015 zurückgetreten und folglich nicht mehr im Saal zugegen. Die Sprecherin
des Büros, Edith Graf-Litscher (sp, TG), machte sich im Namen des Büros für das
Anliegen stark. Damit Eltern am Abend nach Hause fahren können, sei der Beginn der
Sitzungen auf 8.15 Uhr anzusetzen. Die Züge könnten dann so gewählt werden, dass
man rechtzeitig zum Beginn der Debatten wieder in Bern sei. Roland Rino Büchel (svp,
SG) bezeichnete den Titel der Initiative als Etikettenschwindel. Es gehe nicht darum,
Väter und Mütter zu unterstützen, sondern eine Ausrede zu finden, am Abend nach
Hause zu fahren und trotzdem die Übernachtungsentschädigung einstreichen zu
können. Zudem sei der Saal am Morgen – auch um 8.15 Uhr – jeweils praktisch leer. Er
glaube nicht, dass sich dies mit einer Verschiebung des Sitzungsbeginns ändere. Büchel
nahm zudem Bezug auf Medienberichte, welche die Vorlage als Schlafmützen-Initiative
bezeichnet und ebenfalls auf den am Morgen sehr leeren Ratssaal hingewiesen hätten.
Er beantragte deshalb, als Vertreter der Minderheit des Büros, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Man solle sich von der Initiantin bzw. dem Titel der parlamentarischen
Initiative ("Der Nationalrat soll an die Väter und Mütter in seinen Reihen denken!") nicht
an der Nase herumführen lassen. Obwohl die bürgerlichen Fraktionen in der Frage
gespalten waren – auch innerhalb der SVP selbst – wollte eine Mehrheit des Rates mit
92 zu 73 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nicht auf die Vorlage eintreten. Damit beginnen
die Sitzungen des Nationalrates nach wie vor eine Viertelstunde früher als jene des
Ständerates. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Nach erneuter Beratung bekräftigte die KVF-NR im Februar 2017 ihren ersten Entscheid
betreffend die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) und beantragte ihrem Rat, dem
Anliegen mit 12 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge zu geben. Der Nationalrat
stützte diesen Antrag und gab der Initiative in der Sommersession 2017 Folge. Er tat
dies mit 99 zu 78 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Neben der SVP stellte sich auch die GLP-
Fraktion, die Grossmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion und eine Minderheit der CVP-
Vertreterinnen und -Vertreter hinter das Anliegen. Auf der anderen Seite stimmten die
SP und die Grünen geschlossen für einen Antrag Graf-Litscher (sp, TG), in welchem die
bestehenden Regelungen bezüglich nichtkonzessionierter Tätigkeiten der SRG als
ausreichend erachtet wurden. Die BDP gab sich gespalten. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2017
MARLÈNE GERBER
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Neue Medien

Eine parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp, TG) verlangt, dass die staatliche
Förderung journalistischer Medien neu auch zur Unterstützung von Online-Medien
eingesetzt werden kann. Gemäss Initiantin ist auch die momentane Online-
Medienlandschaft von den grossen Verlagshäusern dominiert. Unabhängige Online-
Medien könnten sich auf eigene Faust kaum im Markt behaupten, da sie professionelle
journalistische Leistungen nur unzureichend vergüten könnten. Eine Grossmehrheit der
KVF-NR versagte dem Anliegen hingegen seine Unterstützung: Sie erachtete im
Gegensatz zur Kommissionsminderheit das bestehende Online-Angebot bereits als
vielfältig und qualitativ hochstehend; staatliche Eingriffe würden nur zu
Wettbewerbsverzerrungen führen. Mit 16 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen gab die
nationalrätliche Kommission dem Anliegen Ende August 2016 keine Folge. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2016
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat teilte die Ansicht der Mehrheit seiner KVF-NR und wollte keine
staatliche Förderung für Online-Medien. In der Sommersession 2017 erledigte er mit
134 zu 51 Stimmen (4 Enthaltungen) eine parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp,
TG), die eine solche einzuführen beabsichtigte. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2017
MARLÈNE GERBER

1) Medienmitteilung SPK-N vom 21.10.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 13.1.2017
2) Pa.Iv. Freysinger: AB NR, 2009, S. 295 ff.; AB SR, 2009, S. 388 f.; TA, 26.9.09.
3) Pa. Iv. Freysinger: AB NR, 2010, S. 429 ff.; NZZ, 18.1.10.
4) Pa.Iv. 09.486: AB NR, 2011, S. 468 f.; SoBli, 9.1.11; Presse vom 15.1.11; SN, 26.1.11.; TA, 29.11. und 17.12.11; SZ, 21.12.11; SGT,
31.12.11.
5) AB NR, 2016, S. 523 f.; SoZ, 6.3.16; TA, 18.3.16
6) AB NR, 2017, S. 879 ff.
7) Bericht KVF-NR vom 29.8.16
8) AB NR, 2017, S. 918 ff.
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